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Sicherheitspolitik: Zur Rüstungsreferendumsinitiative

Unehrliches Begehren gegen eine zeitgemässe Volksbewaffnung

£)/'e /«///fl/zve «/ur üfz'e Afto/irac/m des ko/A;e.s be/ A////?äraujga6e/7 (Rusrwng.s/'e/ere/j/ff/m).» /.st e/n we/7e-

rer, versc/nvo/wmewe/' kb/zs/oss naeb z/em 2. ffe/Z/crieg, d/e kb/fcs rechte e/nz/g uw/ rf/e A/t'/tfärawsgaiew
aiMZMüfe/z«ezz. Ge/on/ert w/rd zwar wehr, ye/Zoch «/cht bessere DemoA'rat/e. t/zziY d/e beabsichtigten, ein-
sei/igen ^pzzzü/zizzzge/z ienhen vozz den taisäch/ichen Fo/gen, zzäzw/z'c/z der rnateriei/en Schwbchwng der
ATazwß/itza/Z der Mi/izarmee ab.

Ein lehrreicher Blick in die Nachkriegsge-
schichte unseres Landes deckt ein geschichts-
klitterndes Argument der Initiativbefürworter
auf. Demnach sollte sich das Volk einmal dazu
äussern, ob es die Mitsprache bei Militärausga-
ben will oder nicht. Unabhängig davon, dass

demokratische Mitsprache ein Anliegen jeder
Abstimmung und damit Phrasendrescherei ist,
hat sich das Schweizer Stimmvolk schon einige
Male zum Problem der Militärausgaben oder
eines Finanzreferendums geäussert.

Makel der Vergangenheit

Am 19.12.1951 reichte die SPS das «Volksbe-
gehren zur Rüstungsfinanzierung und zum
Schutze der sozialen Errungenschaften» ein.
Diese Rüstungsvorlage unterlag in getrennten
Abstimmungen 18. 5. 52: 328 341 Ja : 422 255

Nein / 16. 7. 52: 256 195 Ja : 353 522 Nein).

Diese am 23. 9. 53 eingereichte Initiative betref-
fend die Ausgabenbeschlüsse der Bundesver-
Sammlung sah Einsparungen im Bundeshaus-
halt bzw. ein fakultatives (für einmalige Aus-
gaben über 5 Mio Franken und für wiederkeh-
rende über 1 Mio Franken) und ein obligatori-
sches Finanzreferendum (für einmalige Aus-
gaben über 10 Mio Franken und wiederkehrende
über 2 Mio Franken) vor. Davon wären grössten-
teils Beschlüsse über Militärausgaben betroffen
worden. Sie wurden zwar zurückgezogen, doch
fand auch der Gegenvorschlag der Bundesver-
Sammlung in der Volksabstimmung von 1956

keine Gnade. Von den beiden ruhmlosen «Che-
vallier-Initiativen» (1.12.54 und 17.10.56)
braucht hier schon gar nicht weiter die Rede zu
sein.

Prinzip der Gleichbehandlung der
Bundesausgaben beibehalten

Eine knappe Analyse des Inhalts fördert Staats-
und rüstungspolitische Widersprüchlichkeiten
zutage, die entweder bewusst verschleiert oder
dann zwecks Verwirrung des Souveräns getarnt
werden. Was bezweckt die Initiative? Haupt-
sächlich gegen die Ausgaben für die Beschaf-
fung von Rüstungsmaterial (jährliche Rüstungs-
botschaften) sowie Forschungs-, Entwicklungs-
und Versuchsprogramme (zur Abklärung der
Beschaffungsreife) könnte das fakultative Refe-
rendum ergriffen werden. Dieses würde also
eine Spezialregelung, ein nur die militärischen
Beschaffungen betreffendes Finanzreferendum
darstellen. Das spräche gegen den Grundsatz
der Gleichbehandlung anderer intensiver Aus-
gabenbereiche des Staates wie etwa soziale
Wohlfahrt, öffentlicher Verkehr, Bildungs- und
Gesundheitswesen.

Lähmung der Rüstungsbeschaffung

Das Rüstungsreferendum hätte sodann in zeitli-
eher und materieller Hinsicht für die Beschaf-
fungsabläufe gravierende Folgen. Die Zeit für
die Entwicklung und Beschaffung von Waffen
und Geräten beträgt in der Regel 10 - 15 Jahre.
Darin eingeschlossen ist das Jahr der parlamen-
tarischen Behandlung von Rüstungsvorhaben in
den vorberatenden Kommissionen und beiden
Räten. Bereits während dieser Zeit liegt der
Rüstungsablauf still, was bedeutet, dass trotz
vorliegender Beschaffungsreife die serienmäs-
sige Herstellung der Rüstungsgüter oder der
Bau nicht begonnen werden könnte. Die einzu-
haltende Referendumspflicht würde diese Zeit-
spanne um 90 Tage verlängern. Falls das Refe-
rendum zustande käme, gäbe das eine weitere
Verzögerung für die Beschaffung von einem
Jahr und mehr. Es wiegt deshalb umso schwerer,
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wenn Rüstungsvorhaben, die in jahrelanger
Arbeit beschaffungsreif wurden nochmals still-
liegen, altern müssen oder der Truppe gar nie
verfügbar werden. Und man stelle sich im
Lichte dieser Zeitverschwendung bei der
Rüstungsbeschaffung gar die getarnte Verhinde-
rung bereits von Forschungs-, Entwicklungs-
und Versuchsprogrammen vor. Das könnte
bedeuten, dass das für die 90er Jahre vorgese-
hene, konzeptionell notwendige neue Kampf-
flugzeug aus sparpolitischen Gründen abge-
lehnt würde, wodurch die Glaubwürdigkeit
unserer materiellen Kriegsbereitschaft vollends
untergraben wäre.

Rüstungsreferendumsinitiative —

ein scheinheiliges Unternehmen

Tragweite und Folgen dieses Begehrens sind
nicht bedacht worden; oder sie werden ganz
bewusst in Kauf genommen. Ersteres wäre eine
unverzeihbare politische Naivität, zweiteres ist
dem gefährlichen ideologischen Bemühen ver-
logener extremistischer Kreise zuzuschreiben.

Letzteres lässt sich leicht beweisen. Zwar wer-
den der Initiative die Mäntelchen «mehr Demo-
kratie, Sparen zugunsten der sozialen Wohlfahrt
oder Volkskontrolle» umgehängt. Alles letztlich
zwecks Schwächung der militärischen Landes-
Verteidigung. Bezeichnend dafür ist die Tat-
sache, dass von den 111 126 gültigen Unterschrif-
ten die Schweizerische Arbeiterpartei, der
Schweizerische Friedensrat und andere, die
Armee ebenso grundsätzlich verneinende
Kreise 31 000 Unterschriften beigesteuert und
die Rüstungsreferendumsinitiative gerettet
haben. Worum es diesen Marionetten marxi-
stisch-leninistisch-pazifistischer Provenienz
geht, ist «ein Protest gegen Waffen» (Bresche,
22. 4. 85), die Verbreitung eines Weltbildes, das

«Armee und sozialistische Gesellschaft» aus-
schliesst (WoZ, 5. 8. 83). Unsere Milizarmee
bedarf einer zeitgerecht beschafften, modernen
Bewaffnung und Ausrüstung. Ein Rüstungsrefe-
rendum würde dem entgegenwirken und wider-
spräche der geschichtlichen Erfahrung, heuti-
gen Staatsräson und Verfassungstreue.

ZW //. LLeWarf

Kamerad, was meinst Du?

ATm/z/ic/i e/We/re« w/> vo« ei/iew Leser rü'e AnregM/ig, ««sere/w Lese/Lre«/o/ge/We Wee zm unfeWre/-
ten, (Le ««ter tWisW/Wen e/n weheres Lcfto aus/öse« Lönnre. D/'e Wee, h/es/cherpW/enswert /'sf m/W We

es weher zm ve/fo/ge« g/h, Ae/uss? s/'ch /w/f her Wshribh/o« vom ZW/ico/MMte« mm/ Bü^enp/üfze«.

Der Leser meint: «Es wäre sicher sinnvoll, auf
Waffenplätzen Bancomaten oder Postomaten
einzurichten, damit das leidige Depotgeldpro-
zedere in den Schulen und Kursen weitgehend
geändert werden könnte. Eine solche Einrich-
tung würde nicht nur den Dienstleistungen die-
nen, auch der Rechnungsführer würde dabei von
den Umtrieben der Depotgeldaufbewahrung
entlastet».

Vielleicht wird dieser Vorschlag von den ange-
sprochenen Kreisen positiv aufgenommen und
es findet sich ein Geldinstitut, die PTT oder eine
eidgenössische oder kantonale Instanz (als
Besitzer von Waffenplätzen/Kasernen) welche
an der Installation einer solchen Einrichtung
interessiert ist. Dies als Werbemöglichkeit und
zum Ausbau der bisher angebotenen Dienst-
leistungen.

Kamerad, hast Du Dich schon angemeldet?
Nimm die Herausforderung an, um Deine fachtechnischen Kenntnisse als auch die
physische Fitness unter Beweis zu stellen. Melde Dich umgehend zur Teilnahme an
den Hellgrünen Wettkampftagen vom 16. Mai bei Deiner Sektion an.
Meldeschluss Ende Februar.
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